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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

14.12.2007 

Geschäftszahl 

2007/05/0220 

Rechtssatz 

Das Vorhandensein privater Interessen reicht nicht aus, im Verwaltungsverfahren die Erlassung eines 
Feststellungsbescheides zu begehren. Unzulässig ist ein Feststellungsbescheid insbesondere dann, wenn ein in 
anderer Richtung laufendes Verwaltungsverfahren den Rahmen für eine diesbezügliche Entscheidung bietet. 
Eine Vorfrage, die im Zuge eines Verwaltungsverfahrens zu lösen ist, kann nicht aus diesem Verfahren 
herausgegriffen werden und zum Gegenstand eines selbständigen Feststellungsbescheides gemacht werden (vgl. 
das hg. Erkenntnis vom 24. September 1997, Zl. 96/12/0338). 


